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DL Mit 1. Jänner 1871 beginnt ein neues Abonnement 
auf die „Zeitſchrift für Verwaltung.“ 

Wir erſuchen die Herren Abonnenten, ihre Pranumerations⸗ 
Erneuerung, ſowie überhaupt Gelder und Briefe 
an das Comptoir der „Wiener ⸗Zeitung,“ 

Grunangergaſſe Nr. 1 zu fenden, 

wo ſich von Neujahr ab die Adminiſtration der „geitſchrift 
für Verwaltung“ befinden wird. 

Den Commiſſionsverlag für den Buchhandel behalt nach 
wie vor Herr Moritz Perles in Wien, 


In halt: 
Ueber den Irrthum bei Leiſtungen auf dem Gebiete des öffent 
lichen Rechtes. 
Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Weigerung, das Gelöbniß als Mitglied der Gemeindevorſtehung in der 
gesetzlich vorgeschriebenen Form abzulegen, IN der Weigerung der Amts 
annahıne gleichzuholten und es verfällt der Weigernde in die für lehtere 
geſeten Geldbußen. 

Zur Frage der Competenz im Falle der Inonſpruchnothue des Rechts ber 
Waflerabfeitung von einem Grundſtücke, rüchſichllich vefen Qualität 
vom Geklagten ſowie von der Gemelnde behauptet wird, dasſelbe fer ein 
chemeinbegrundſiück. 

K. I. Notare können nicht ols Beamte im Sinne des H. 10 des Heimalsgeſetzes 
angeſehen werden. 

Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Reber den Irrthun bei Seiffungen auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes. 


Die Frage, ob zur Rückforderung einer ungebührlich geleiſteten 
Zahlung auf dem Gebiete des offentlichen Rechtes Irrthum auf Seite 
des Zahlenden erfordert werde, hat der badiſche Verwalkungsgerichts⸗ 
hof in einer Entſcheidung, die in Nr. 18, Jahrgang 1870 der Zeit⸗ 
ſchrift für badiſche Verwaltung mitgetheilt wird, verneint. 

Die Entſcheidungsgründe, aus welchen zugleich das Thatſächliche 
des Rechtsſtreites ſich ergibt, lauten: 

„Es ift unter den Parteien nicht beſtritten, daß Kaminfeger⸗ 
meiſter L. im Gemeindeſteuerkataſter der Gemeinde G. für das Jahr 1869 
mit einem Gewerbeſteuerkapital eingetragen war, von welchem er für 
das genannte ganze Jahr, ſeine Steuerpflicht zu dieſer Gemeinde über⸗ 
haupt vorausgeſetzt, eine Umlage von 6 fl. 58 kr. zu zahlen gehabt 
hätte; daß er im Juni 1869 ſeinen Wohnſitz und ſein Gewerbe nach 
M. verlegt; daß er wegen dieſer Geſchaftsverlegung die Bezahlung 
des zweiten Halbjahrsbetrags an der erwähnten Umlage zur Gemeinde 


| öffentlich rechlliche Verpflichtung beſtand. 


G. geweigert, denſelben ledoch in Folge des gegen ihn eingeleiteten 
Betreibungsverfahrens bezahlt hat. 

Der von V. erhobenen Klage auf Rückerſatz dieſes Halbjahr 
betrags ift von dem Vertreter der Gemeinde G. zunächſt das Bedenken 
entgegengehalten worden, ob eine derartige Rückforderung überhaupt 
zulaſſig fei, da doch die von dem Kläger gefeiflete Zahlung nicht nur 
auf keinem thatſächlichen Irrthume, ſondern fogar auf einem ergangenen 
Erkenntniſſe beruht habe. 

Dieſes Bedenken iſt jedoch nicht begründet. Mag auch auf dem 
Gebiete des bürgerlichen Rechts zur Ruckſorderung einer ungebüͤhrlich 
gefeifteten Zahlung das Vorhaudenſein eines Irrthums auf Seite des 
Zahlenden nothwendig ſein, ſo iſt doch dieſe Vorausſetzung auf das 
Gebiet des offentlichen Rechts nicht übertragbar. Für die Rückfor⸗ 
derung öffentlich rechtlicher Leiſtungen, inshefondere von Steuern, ift 
lediglich die Frage enlſcheidend, ob zur Leiſtung der Zahlung eine 
Derartige öffentlich 
rechtliche Verpflichtungen können nur durch das Geſetz geſchaffen werden, 
nicht lediglich durch den Willen der Einzelnen, weder den bewußten 
und freien, noch den im Irrthum befangenen. Insbeſondere ift die 
Annahme, welche auf dem Gebiete ded bürgerlichen Rechts der Rück⸗ 
ſorderung einer nicht aus Irrthum geleifteten Zahlung entgegenſteht, 
daß der Zahlende habe fchenken oder ſich fonft freiwillig habe ver⸗ 
pflichten wollen, aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts ausgeſchloſſen.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Weigerung, das Gelöbuſß als Mitglied der Gemelndevorſtehung in 

der geſetzlich vorgeschriebenen Form abzulegen, ift der Weigerung der 

Amtsannahme gleichzuhaften, und es verfällt der Weigernde in die für 
letztere gesetzten Geldbußen. 


Am 24. Mai 1869 wurden die neuen Gemeindewahlen in P. 
vorgenommen. Der dahin entſendete Kommiſſär der Bezirkshaupt⸗ 
mannfchaft J. berichtete, daß die Mitglieder der Gemeindevorſtehung 
in P. die im 8. 23 der tiroler Gemeindeordnung vorgeſchriebene 
Gelöbnißformel dahin abgeändert wifſen wollten, daß fie die Beob⸗ 
achtung der Gefege nur in ſo fern zu verſprechen hätten, als ſolche nicht 
gegen die Gebote und Rechte der katholiſchen Kirche verſtoßen und 
mit ihrem Gewiſſen vereinbarlich find. Auch verlangten fie, daß dieſer 
Vorbehalt in das bezügliche Protokoll aufgenommen werde. Unge⸗ 
achtet der eindringlichften Ermahnungen und Vorhaltung der geſetzlichen 
Folgen ihrer Renſtenz waren die neugewühlten Mitglieder der genannten 
Gemeindevorſtehung nicht zu bewegen, das Handgelöbuiß in der geſetz⸗ 
lich vorgeſchriebenen Form abzulegen. 

Der Bezirkshauptmann verfügte hierauf, daß die Gemeindevor⸗ 
ſtehung in J. den bisherigen Gemeindeausſchuß verſammle, hiezu auch 
die Mitglieder des neugewählten Gemeindevorſtaudes berufe und letztere 
nochmals auffordere, ihre Bereitwilligkeit zur Ablegung des Hande 
gelöbniſſes in geſetzlicher Welſe zu erklären. Im Falle beharrlicher 
Weigerung foli, bei dem Umſtande, als uach 8. 23 der tiroler Gemeinde⸗ 
ordnung das Amt des Gemeindevorſtandes, ohne daß zugleich das 


Handgelöͤbniß geleiſtel worden, nicht angetreten werden kann, bie 
Weigerung dieſes Gelöbniß abzulegen aber der Weigerung der Amts⸗ 
annahme gleichzuhalten ift, und letztere in Ermangelung eines geſetz⸗ 
lichen Entſchuldigungsgrundes mit einer Geldbuße geahndet wird, welche 
über Einſchreiten der Gememdevertretung von 50 fl. bis 300 fl. 
bemeſſen werden kann (8. 19 der tiroler Gemeindeordnung) — das 
Strafausmaß durch Gemeindebeſchluß von dem verſammelten Mug- 
ſchuſſe in Ueberlegung gezogen und beantragt werden. 

Nachdem der Gemeindeausſchuß diefe Antragſtellung ablehnte, 
wendete fih der Bezirkshauptmann von J. an dle Statthalterei um 
die entſprechende Verfügung (8. 94 der tiroler Gemeindeordnung). 

Der Statthalter verfügte hierauf, daß wegen der Weigerung der 
neu gewählten Gemeindevorſteher und Räthe, das in F. 23 der tiroler 
Gemeindeordnung vorgeſchriebene Gelöbniß abzulegen, womit der Antritt 
ihres Amtes geſetzlich unmoglich ift, nach . 20 der tiroler Gemeindeordnung 
die bisherige Gemeindevorſtehung und der Gemeindeansſchuß fo lange 
im Amte zu verbleiben haben, bis die neugewählten Mitglieder der 
Gemeindevorſtehung dein Geſetze nachzukommen bereit find, und die 
Beſtellung der neuen Gemeindeverkretung geſetzlich möglich wird. 

Der Bezirkshauptmaun in J. traf die entſprechenden Verfügungen 
und erklärte, daß es vou feiner frühern Welſung wegen Erftattung 
des Strafbemeſſungsantrages infoferne abzukommen habe, als es dem 
bisherigen Geineiudeausſchuſſe uubenommen bleibe, entweder gegen 
Haftung für feine Amtsführung fortzuamtiren, bis der neue Gemeinde⸗ 
dusſchuß alle zu feiner definitiven Amtseiuführung erforderlichen Schritte 
zu thun bereit ift, oder aber die neue Gemeindevorſtehung auf die im 
8. 19 der tiroler Gemelndeordnung vorgezeichnete Art zur Dlenſtes⸗ 
aunahme zu verhalten. 


Hierauf wurde von der alten Gemeindevertretung in P. beſchloſſen, | 


es der Bezirkshaupimanuſchaft in J. zu überlaſſen, dahin zu wirken, 
daß die neuen Gemeluderäthe, ſelbſt mit Anwendung einer Geldſtrafe, 
zur Ablegung des Handgelöbnſſſes verhalten werden. 

Der Bezirkshauptmann verurtheilte nun die drei die vorgeſchrlebene. 
Gelöbnißleiſtung verweigernden Gemeinderäthe auf Grund des 8. 19 
der tiroler Gemeindeorduung zu einer Geldbuße von je 150 fl., welche 
binnen vier Wochen vom Tage der Zuſtellung des Deeretes an bie 
dortige Gemeindekaſſe zu eutrichten ſei. 

Ueber die an die Statthalteret von den Verurtheilten ergrifſene 
Beſchwerde wurde von diefer Behörde das bezirkshanptmannſchaftliche 
Erkenutniß beſtätiget, die Buße ledoch im Gnadenwege auf 50 fl. 
herabgeſetzt, und beigefügt, daß dieſe Strafe erft daun in Vollzug zu 
ſetzen fei, wenn die Recurrenten innerhalb 14 Tagen nach Erhalt 
biefen Eutſcheidung das geſetzlich vorgeſchriebene Geloͤbnſß nicht abgelegt 
haben ſollten. 

Sobald dieſes Erkenntniß eventuell in Rechtskraft erwachſen folte, 
fet zur Neuwahl von Gemeinderäthen zu ſchreiten, 

Das Ministerium des Junern hat mit Entſcheidung vom 5. Aus 
guft 1870, 3. 11862, dem Recurſe der drei Gemeinderäthe aus P. 
gegen die Statthalterelentſcheidung keine Folge gegeben. 

Aus den dieſer Entſcheidung zu Grunde liegenden Motiven heben 
wir folgende hervor: 

„Die Recurrenten haben ſich zwar nicht geweigert, das angenom⸗ 
mene Amt eines Gemeinderathes zu führen, fie haben ſich aber geweigert, 
das Haudgelbbniß, welches dem Antritte des Antes vorherzugehen hat, 
in der im F. 23 der Gemeindeordnung borgefchrichenen Form ab⸗ 
zulegen. 

Die Weigerung zur Erfüllung einer zur Amtsſührung unerläß⸗ 
lichen Bedingung iſt aber wohl als eine indirecte Weigerung gegen 
diefe Amtsführung ſelbſt anzufehen, und da der angegebene Weigerungs⸗ 
grund kein geſetzlich zuläſſtger war, jo hatte der Bezirkshauptmann 
genügenden Grund, die reuiteuten Gemeinderäthe nach den Beſtümmungen 
bes 8. 19 der Gemeindeordnung zu behandeln. 

Daß behufs der Stellung des Bußantrages die alle Gemeinde⸗ 
vertretung einberufen wurde, erſcheint ganz correct, weil das bezüg⸗ 
liche Einſchreiten nach $. 19 der Gemeindeordnung von der Gemeinde- 
vertretung auszugehen hat, die neue Gemeindevertretung aber noch 
nicht als geſetzlich conftituirt angefehen werden konnte, nachdem zwar 
der Gemeindegusſchuß und die Gemeindevorſtehung bereits gewählt 
waren, die letztere aber wegen der gedachten Weigerung ihr Amt nicht 
antreten und ausüben fonnte.” K. 


*) Die Detreffende Beſlimmung des $. 19 fautet: 

„Wer vermeigerk, verfällt in eine Gerdbuſze, welche die polit. 
Bezirköbehörde Über Einſchrerken ver Gemeindeverwaltung von 50 fl. 
bis 300 fl. bemeſſen kann.“ 
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Zur Frage der Competenz im Falle der Junuſpruchunhme des Rechts 
der Walferableitung von einem Grundſticke, rückflchtlich deſſen Qualität 


vom Geklagten jowie von der Gemeinde behauptet wird, daslelbe jei ein 


Gemeindegrundſtilck. 


Ju den bei dem Bezirksgerichte zu St. verhandelten Rechtsſtreite 
des Dominik VB., Beſitzers der Grundwirthſchaft Nr. 67 in S. gegen 
Auguſtin P., Beſitzer der Grundwirthſchaft Nr. 70 daſelbſt, auf Mber- 
kennung der Dienstbarkeit des Waſſerableitungs rechtes ſtellte Dominik 
B. in ſeiner Klage das Begehren zu erkennen: Auguſtin P. habe kein 
Recht zur Ableitung des aus dem zur Realität des Klägers Nr. 67 
gehörigen Garten abfließenden Wafjers; er habe insbeſouders kein 
Recht zum Zwecke dieſer Ableitung die don der in dem Garten des 
Klägers befindlichen Anhöhe leigentlich Quelle) zum Garten des 
Hauſes Nr. 70 in S. führende Rinne zu reinigen; er fei daher 
ſchuldig, fih der Ableitung diefes Waſſers und der Reinigung dieſer 
Rinne bei ſonſtiger Geldſtrofe für jeden Uebertretungsfall zu enthalten. 

Zur Begründung dieſes Begehreus führte Dominik V. in der 
Klage an, daß nach dem im Beſitzſtörungsſtreite aufgenommenen 
Augenſchelne bei feiner Wirthſchaft Nr. 67 fih eln zu derſelben ge- 
hoͤriger, als Wieje benützter, Garten befinde; in diefem Garten fei ein 
kleiner Hügel (richtig: eine Quelle), woher das Waſſer durch den 
Garten des Klägers in einer Rinne zu dem Hauſe der angrenzenden 
Wirthſchaft Nr. 70 des Geklagten abfließt und daſelbſt in einem 
ſteinernen Waſſerſtänder geſammelt wird. 

Dominik B. behauptet nun, daß dem Geklagten ein Recht des 
Woſſerbezuges nicht zuſlehe, da auf der Mealität des Klägers eine 
ſolche Dienſtbarkeſt im Grundbuche nicht hafte, weil ferner der Kläger 
und beffen Beſitzvorgänger den Beſitzern der Wirthſchaft Nr. 70 die 
Ableſtung des Waſſers und die Reinigung der hiezu dienenden Rinne 
ulemals geſtaltet, und die Beſitzer von Nr, 70 fidh auch dieſem Verbote 
gefügt haben. 

Der Geklagte Augustin P. beſtritt die Anführungen der Klage 
und wlderſprach insbeſondere, daß der Garten, auf welchem fih bie 
fragliche Quelle befindet, dem Kläger gehöre; dieſer Garten fei ein 
Gemeindegrund, welcher keine bücher liche Einlage habe und werde von 
dem Kläger nur pachtweiſe benützt, wofür er einen Pachtzins an die 
Gemeinde S. entrichtet. Der Geklagte behauptet ferner in der Duplik, 
daß die Quelle ein Gemelndegut fei, daß fic von mehreren Gemeinde⸗ 
angehörigen feit undeullichen Zelten uugeſtort benützt werde, daß das 
Waffer aus dieſer Quelle mittelſt der Rinne in das gleichfalls auf 
Gemeindegrund feit undenklichen Zeiten ſtehende Waſſerbehältniß ges 
leitet werde, wo es der Geklagte zu feinem Gebrauche ſchöpfe, daß 
auch anderen Gemeindeangehörigen das Mehi zuſtehe, daſelbſt Waſſer 
zu ſchöpfen, weil der Garten, beziehungsweife die Quelle im Sinne. 
des §. 286 g. b. G. DB. als ein öffentliches Gut anzuſehen fei, und 
aus Sanitäts- und feuerlöͤſchpolizellichen Rückſichten Jedermann zur 
Benützung überlaffen werde. 

Das Bezirksgericht St. hat über diefe Streitigkeit den vom 
Kläger angebotenen Sachverſtändigen⸗ und Zeugen⸗Beweis und den 
vom Geklagten in der Einrede geführten Zeugenbeweis zugelaſſen. 

Das Oberlandesgericht zu Prag, an welches dieje Rechtsſache 
über Appellation des Geklagten gelangte, richtete an den böhmſſchen 
Landesausſchuß die Anfrage, ob fih dieſe Rechts angelegenheit als 
eine ſolche darſtellt, zu deren Entſcheidung die autonomen Organe bez 
rufen ſind. 

Der böhmiſche Landesausſchuß hat hierüber im Wege des Be⸗ 
zirksausſchuſſes zu St. die Erhebung eingeleitet, in Folge deffen der 
Gemeindevorſteher und Gemeinderalth zu S. vernommen wurden, 
welche fih dahin äußerten, daß der Garten (Wieje), auf welchem bie 
fragliche Quelle ſich befindet, urſprünglich ein Gemeindegrund und als 
ſolcher im alten Kataſter der Gemeinde zugeſchrieben war; derſelbe 
wurde aber vor undenklichen Zeiten mit den übrigen Gemeindegründen 
den einzelnen Gemeindeinſoſſen gegen Entrichtung eines Zinſes in 
Erbpacht überlaſſen. Von dieſem Garten oder Wieſe habe der Beſiter 
von Nr. 67 an die Gemeinde S. jährlich einen Erbpachtzins von 
belläufig 5 fl. gezahlt, welcher von der Grundlaſtenablöſungscom⸗ 
miſfion ddo. 1849 abgelöſt worden; das vermittelte Ablöfungscapital 
per 81 fl. 50 kr. iſt auf dem Beſitzſtande Nr. 67 ſichergeſtellt, doch 
ſchulde der Kläger Dominik V. dieſe Eapftalsſumme noch immer an 
die Gemeinde. 

Der Gemeindevorſteher und Gemeinderath waren nun der Ans 
fit, daß durch dieſes Ablöſungscapital nur die Eutrichtung des jähr⸗ 
lichen Pachtziuſes beſeitiget wurde, und daß, da dieſer Ablöſungsbetrag 
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kein Kauſſchilling ſei, Dominik V. hiedurch auch nicht das Elgenthum 
des Gartens erworben habe, ſondern fi nur in deffen Naturalbeſitz 
befinde, indem die Gemeinde ihm bið nun dle ordentliche Grund: 
verſchreibung nicht übergeben habe, woraus fih die Folgerung ergebe, 
daß dieſer Garten (Wieſe) noch immer Gemeindeeigenthum fei; jedoch 
fei dieſes Grundſlück bei der letzten Kataſtralvermeſſung im Jahre 1840 
dem Dominik V. zugeſchrieben worden. 

Ein gleiches Bewandtuiß habe es mit dem zur Wirthſchaft 
Nr. 70 des Gekkagten gehörigen Grundſtücke, auf welchem der Waſſer⸗ 
behälter fih befindet, der daher auch als Gemeindeelgenthum zu bes 
trachten fei. Im Falle eines Feners fei es höchſt nothwendig, das 
Waſſer aus dieſem Behälter zu nehmen uud auch aus Geſundheits⸗ 
rückſichten fei dieſes Waſſer für den Geklagten Auguſtin P. noth- 
wendig, weil er fonft auf das nicht zu Allem zu brauthende Flußwaſſer 
angewieſen wäre. Ferners bemerkten die Gemeiudevorſtehung und der 
Gemeinderat} von S. noch, daß auf demfelben Grundſtücke onßerdem 
eine zweite Quelle ſich befinde, aus welcher der nüchſte Nachbar von 
Nr. 69 ſich das Waſſer auf feine Koſten auf feinen Grund ableitet, 
und daß in der Gemeinde weiters noch ſech Quellen feien, welche 
gleichfalls auf früher der Gemeinde gehörigen, nun im Naturalbeſitze 
einzelner Gemeindeglieder befindlichen, Grundſtücken liegen. 


Auf Grund dieſer Erhebungen und Ausſagen hat der boͤhmiſche 


VLandesausſchuß in feiner an das Oberlandesgericht erlaſſenen Note 
ſich dahin ausgeſprochen, daß bei dem Uniſtande, als das fragliche 
Waſſerbezugs recht ein Gemeindegut fei, die Entfcheidung in dieſer An- 
gelegenheit den autonomen Organen zuſtehe. 

In Folge deffen hob das Oberlandesgericht das erſtrichterliche 
Belurtheil auf und wies die Klage des Domini! V. an die autonomen 
Organe. 

Der oberſte Gerichtshof fand den Beſchluß des Oberlandes⸗ 
gerichtes für geſetzlich unbegründet? Denn die Klage des Daminil B. 
gegen Auguſtin P. wegen Anerkennung der Servitut der Waſſerab⸗ 
leitung gründe ſich vor Allem auf die Behauptung, daß das Grund⸗ 
ſtück, auf welchem ſich die Quelle befindet, Eigenthum des Klägers, 
er ſonach berechtigt ſei, jeden Andern davon auszuſchließen, und zu⸗ 
nächſt auf die geſetzliche Vermuthung für die Freihelt des Eſgenthumes. 
Eigenthum ſowohl als Dienſtbarkeit find Gegeuſtäude des Private 
vehtes, worüber uur der verhandelnde Richter, nicht aber die autos 
nomen Organe zu entſcheſden haben. Der Anſicht des böhmiſchen 
Landesausſchuſſes, daß die Entſcheidung dieſer Angelegenheit den autonomen, 
Organen zukomme, weil das Waſſerbezugsrecht aus der fraglichen 
Quelle Gemeindegut fei, ſtehe entgegen, daß es fih in dieſem Streite 
nicht darum handle, ob der Kläger verpflichtet ſei, den Bezug des 
Waſſers aus der auf dem angeblich ihm gehörigen Grundſtücke befind» 
lichen Quelle aus öffentlichen Rückſichten allen Gemeindegliederu und 
jomit auch dem Geklagten zu geſtatten, ſondern ob der Geklagte auch 
dus Recht der Dienſtbarkeit erworben habe, das Waſſer aus der Quelle, 
welche der Kläger als ſein Eigenthum anſpricht, in den bei ſeinem 
Haushalte befindlichen Waſferhälter abzuleiten; es konne daher die 
Entſcheidung dieſer Streitſache dem ordentlichen Richter nicht entzogen 
werden und dies um fo weniger, als durch die Laudesverfaſfung die 
auf einem Privatgrundſtücke entſpringenden Quellen keineswegs als 
Gemeindegut erklärt werden; daß, inſofern daher die Gemeinde ein 
Recht auf den Waſſerbezug nus der dem Kläger angeblich gehörigen 
Quelle ſtellen zu konnen vermeine (worum eg fih hier übrigens gar 
nicht handle), auch die Verwalter des Gemelndegutes zu Folge $. 290 
a. b. G. B. au die in dem Pripatrechte enthaltenen Vorſchriften über 
die Art, wie Sachen rechtmäßig erworben, erhalten und auf Andere 
übertragen werden können, gebunden ſind. 

Der oberſte Gerichtshof erachtete ſouach die richterliche Com- 
petenz zur Entſcheidung dieſes Rechtsſtreites für genügend begründet, 
und leitete die Verhandlung an das Miniſterium des Innern zur 
Einvernehmung der Wohlmeinung desſelben. 

Das Miniſterium des Junern erwiederte mittelſt Note vom 
6. August, Z. 9731, daß es der vom oberſten Gerichtshofe ausge- 
ſprochenen Anſicht, daß in der obigen Streitſache die Gerichtsbehörden 
und nicht die autonomen Organe zur Entſcheidung competent find, 
vollkommen beiftunme. 

Bon den Motiven der Entſcheidung des Miniſteriums des Innern 
heben wir folgende hervor: 

„Die Entſcheidung des böhmiſchen Oberlandesgerichtes, mit welcher 
das bisher durchgeführte gerichtliche Verfahren behoben und der Kläger 
an die autonomen Organe gewieſen wurde, gründet ſich auf die Aeu⸗ 
erung des bohmiſchen Landesausſchuſſes, daß nach den vom Bezirks⸗ 


aus ſchuß aufgenommenen Protocolle das fragliche Waſſerbezugsrecht 
ein Gemeindegut fei, und daß die Eniſcheidung dieſer Angelegenheit 
daher den autonomen Organen zuſtehe. Dieſe Anſicht des Landesaus⸗ 
ſchuſſes erſcheint jedoch nicht ſtichhaltig. Zunachſt handelt etz ſich in dem 
vorliegendem Rechtsſtreite lediglich um die Frage, ob dein Geklagten 
das Recht der Dlenſtbarkeit in Bezug auf ein Grundſtück, welthes der 
Kläger als fein Eigenthum anſpricht, auf Grund eines Privatrechts⸗ 
titels zuſtehe? Zur Entſcheidung dieſer Frage ift lediglich der Civil⸗ 
richter berufen. 

Ju der übrigens hier nicht zur Entſcheidung gelangenden Frage, 
ob eine Sache Gemeindeeſgenthum fei oder nicht, können die antos 
nomen Organe wohl darüber ſchlüſſig werden, ob fie eine Sache 
als Gemeindegut betrachten oder nicht; ein derartiger Beſchluß hat 
aber lediglich die Bedeutung, welche etwa die Erklarung eines Pri⸗ 
vaten, er betrachte etwas als ſein Eigenthum, hat. 

Für den Fall eines Streites über die Frage, ob eine Sache 
Eigenthum einer Gemeinde oder eines Privaten fet, ſteht den autonomen 
Organen keinerlei Judicatur zu, ſoudern ift hier nur der Cipilrichter 
competent.“ Km. 


K. k. Notare können nit als Beamte im Sinne des 8. 10 des Helmats⸗ 
geſetzes augeſehen werden. 


Der zum k. k. Notar in S. ernannte Julian R. hat daſelbſt 
Anfangs Februar 1870 ſeine Thätigkeit in dieſer Eigenſchaft begon⸗ 
nen. Derſelbe wurde in die am 19. Februar 1870 verfaßten Wähler 
liſten zum Zwecke der Wahl des Gemeinderathes in S. aufgenommen, 
und bei der im April ſtattgehabten Wahl zum Mitgliede des Ger 
wmeinderathes gewählt. 

Anläßlich der gegen die Wählbarkeit des genannten Notars von 
einigen Infaſſen vorgebrachten Efnwendungen hat der Bezirkshaupt⸗ 
mann diefe Wahl als rerhtögiltig anerkannt. 

Die Statthalterel aber hat über den gegen die Wählbarkeit bes 
Notare N. eingebrachten Recurs die Wahl desſelben aus dem Grunde 
außer Kraft geſetzt, „weil derſelbe als öffentlicher Notar im Sinne 
des 8. 1, Z. 2, lit. g, der Wahlordnung erft daun das Wahlreiht 
und die Wählbarkeit erlange, wenn er in dieſer Gemeinde heimats⸗ 
berechtigt wird. Ohne aber ein Gemeindeangehöriger zu ſein, würde 
er diefe Rechte auf Grund des §. 1, Zahl 1 der Wahlordnung 
nur in dem Falle ausüben könuen, wenn er von ſeinem Einkommen 
ſeit Einem Jahre in der Gemeinde eine directe Steuer entrichten 
würde. Da nun der Notar durch den Beginn der notariellen Thätig⸗ 
leit in jener Gemeinde, welche ihm zum Amtsſitze angewleſen wird, 
noch nicht das Heimats recht erlangt, indem der F. 10 des Geſetzes 
vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, unter jenen Perſonen 
welche das Heimatsrecht durch den Antritt ihres Amtes erlangen, der 
Notare nicht erwähnt, da ferner laut der amtlichen Verlautbarung der 
Notar R. feine amtliche Thätigkeit erſt Anfangs Februar begonnen 
hat, daher auch die Steuern während der in 8, 1, J. 1 der Wahl- 
ordnung angedeuteten Zeit nicht entrichtet haben konnte, ſo war der⸗ 
ſelbe weder vermöge ſeines Charakbers als Notar in der Gemeinde 
S. heimatsberechtigt, noch als ſteuerzahlendes Gemeindemitglied wahl ⸗ 
berechtigt und wählbar, und es konnte ihm die irrige Aufnahme in 
die Wählerliften diefe Rechte nicht verleihen.“ 

Gegen das Statthaltereierleuntnig hat nun Notar R. den 
Miniſterlalrecurs ergriffen, worin er behauptet, daß ihm kraft feines 
Amtes nach 8. 1, 3. 2 der Wahlordnung, ohne Rückſicht auf die 
Steuerzahlung das Wahlrecht zuſtehe, da er als definitiv angeſtellter 
k. k. Notar nach $. 10 des Heimatsgeſetzes die Heimatsberechtigung 
in der Gemeinde mit dem Tage der begonnenen Amtsthätigkeit ers 
langt habe. 

Das Minifterium des Innern hat dem Mecurfe des Notars R. 
mit Entſcheidung von 29. October 1870, Z. 13247, aus den in dem 
angefochtenen Statthalterel⸗Erkenntuiſfe enthaltenen Gründen keine 
Folge gegeben. Kl. 


— — 


Verordnungen. 


Eircular⸗Verordnung des X. und k. Reihs- Kriegs ⸗Mlulſteriums vom 
20. November 1870, 3. 4602, betreffend der Zuläſfigkelt der Anweiſung 
und Abnahme non einſpännigen (Viertel-) Vorſpannswügen. 


Auf Grund vorgenommener Erhebungen über die Vorſpannsverhältniſſe 
ber im Reichs rathe vertretenen Königreiche und Lander wird im Einvernehmen 
mit dem k. k. Miniſterium für Lanvesvertheidigung, rückſichtlich ver Zuläſſigkeit 
der Anweiſung und Abnahme von einſpönnigen (Biertel.) Borſpannswägen zur 
Beförderung der Perſonen des Heeres und der Kriegsmarine, dann der Militär- 
und Marine-Aerarialgüter Nachfolgendes jefigelegt: 

Die Anweiſung und Abnahme von einſpännigen (Viertel-) Borfpaund- 
wögen ifi 

1. unbedingt kanbesublich und zuläſſig: in Tirol und Vorart. 
berg, Salzburg, Görz, Gradiska, Trieſt, Kärnten (mit Ausnahme des Rayong 
der Slaptgemeinde Klagenfurt) und in Krain (mit Ausnahme des Bezies 
Tſcheruembl), daun der anderweiligen Reichsſiroſzenſtrectken, auf welchen die Mn 
weiſung und Abnahme der einſpünnigen Vorſpannswägen nur auf den Perſonen⸗ 
transport zu beſchrönken ift; 

2. bedingt landesüblich und zuläffig: in Oberösterreich und 
Böhmen, daun in den Beirlen Nieveröſierreichs: Baden, Fünfhaus, Horn (mit 
Ausnahme des Rayons der Stadtgemeinde), Neunlirchen, Oberhollabrunn, Zweltl, 
Wien und Waidhofen a. d. Ybbs, Groß. Enzersdorf, Hernals, Krems, Miſtelvach, 
Wiener⸗Neuſtodt (mit Ausnahme der Staptgemeinde) und Scheibbs; ferner in 
den Bezirken Mähreng: Boskowit, Doatschih, Hohenſtadt, Iglau, Sittau, Groß⸗ 
Meſeriiſch, Neuladt und Sternberg, endlich in den Bezirken Dalmatiens: Spa ⸗ 
Tato und Sign; 

3, nicht landes lich und unguläfjig: in den übrigen nicht 
bereits erwähnten Bezirlen Niederbſterreichs, Mährens und Dalmatiens, daun, 
in den Royong der Stäle Klagenfurt, Horn und Wiener-Neuſtodt; ferner im 
Bezirke Tſchernembl in Krain, dann auf den Übrigen Reichsſtraßenſtrecken in 
Krain bezüglich ves Sacheutransporlet, endlich in Steiermark, Galizien und der 
Bukowina, in Schleſien und Iſtrien. 

In Tirol find auf Raum- und Korrenmogen anſtolt der einfpännigen 
(Viertel-) Borjpannsmägen nur Reilpferde oder Trogthiere anzuweiſen und ab⸗ 
zunehmen. 

Ju weſchen Föllen und unter welchen Bedingungen die Anmeiſung und 
Abnahme vou einſpännigen (Viertel.) Vorſponnswägen zur Forsbringung ter 
Perſonen des Heeres und der Kriegsmarine, dann der Militär- und Marines 
Üerarialgiter als Gebuhr Platz zu greifen hol und big zu welchem Gewichts. 
ausmoß dieſelben zu belafen fnb, hierüber enthalen vie einfchlägigen Beſtün⸗ 
mungen des Gebüthrenreglements die weiteren Weſſungen. 

Es wird Hier nur zur Dornachachtung bemerkt, das die Verrechnung der 
Auslagen file einen zweiſpäunigen (halben) Vorſpanngwogen anftatt jener für 
einen gebührlichen Anfpännigen (Biertelr) Vocſpannswagen auf Strecken, wo bie 
Auweſſung und Abnahme des letzteren bevingt, landesblich und zulöſſig ift, fete 
mit der ſchriftlichen Beſſätigung der politiſchen Ortsbehörde über die Unthunlich⸗ 
teit der Beiftellung eines einſpännigen (Bierlel.) Vorſpannswagens zu begründen 
kommt. 


Verordnung des Ministers des Innern an alle Landeschefs vom 7. Des 
tember 1870, B. 15145, betreffend die Bedingungen der Verleihung des 
Hermatsrechtes an Staatsangehörige der Lander der ungariſchen Krone. 


Aus Anlaß einer geſtelllen Anfrage, wie ſich bei Verleihung des Heimals⸗ 
rechtes an einen Stagisangehbrigen der Lander der ungarischen Reone zu benehmen 
fi, und nach diesbezüglich mit dem k. ungarischen Miniſſerium des Innern 
gepflogener Rügſprache habe ich bie Ehre, Eurer . . . . zur Darnachachtung 
und zur Juſtruirung der Unterbehörven Nachſtehendes zu eröffnen: 

Auch in dem obgedochten Folle hat der Grunpſatz, wonach nur öſterreichiſche 
Stgotsbürger das Hetmatsrecht in einer Geuteinhe des öfter. Ländertebietes ere 
werben können, zur Geltung zu kommen. Das zur Aufnahme eines Auswärtigen 
in ben Verband einer öfleer. Gemeinde erforderliche österr. Staatsbürger recht Tann 
jedoch on ungaelſche Staatsangehörige nur unter vorheriger Nochwelſung der 
Entlaffung aus dem ungarischen Unterthansberbande verliehen werden. 

Welche Behörden in Ungarn zur Ausſiellung foter Entlaſſungsbeſcheinigungen 
beruſen find, daruber erwarte ich von dem 1. ungariiden Miniſterium Auskunft 
und behalte mir vor Euer. . .. das Weitere zu eröffnen 

Da gegenſeits auch die ungariſche Regierung im Fale der Aufnahme eines 
diesſeitigen Angehörigen in den ungarischen Staalsberband die Entlaſſung aus 
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dem öflere. Staattverbanbe verlangt, fo ift ſich zn ſolchen Häfen nach Weiſugg 
der b. o. Erlöſſe vom 3. Juni und 5. September 1868, B. 7201 und 4131 
M. J., zu benehmen, fobin Seitens der Bezitkehaupttmannſchaſt, beziehungsweise 
der Landeobehörde, ſich auf bie Erklärung zu beſchränten, daß dem Austrille des 
Eutlaſſungswerbers aus dem öſterr. Staatsberbaube kein Hinderniß im Wege fehl. 


Berfonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Majeflät Haben dem Miniſterialrathe Dr. Wilhelm Ham in im Acker⸗ 
bauminiſterium den Orden der eſſernen Krane dritter Claſſe tarfcei verliehen. 

Se. Majefät haben dem Nechnungsrathe im Miniſterlun des Innern Karl 
Weinzierl den Titel eines Regierungsrathez und dem in dieſem Minifterium in 
Verwendung ſlehenden Slakthaltereiconcipfſten Frievrich K moch den Titel und 
Rang eines Miuiſserjalſecrelärs — beiden tazjrei — verliehen. 

Se. Dlajeflöt haben den Kreigarzl Dr. Ferdinand Ritter v. Scherer zum 
Statthaltereiralhe zweiter Claſſe und Landesſanilälsreferenten bei der Slatthallerei 
in Steiermorf ernaunt. 

Se. Mojeſichl haben bem für den Genbarnerieinfpector ſiſtemiſirten Konzlel⸗ 
officiol Ludwig Bowitſch den Titel und Rang eines Hilſsämterdlreckſous⸗ 
abluncten verliehen. 

St. Maſeſtät Haben dem Theofil rajen Nevertera eine im gemeinfamen 
Miniſterlum des Aeußern erledigte, fiflemificte Sectionsrachsſlelle und dem Candibo 
Calvi eine fiftemificte Hofe und Meiniſterialſecretärsſtelle bei demselben Minifterium 
verliehen. 

Se. Mojeftöt haben dem Hof. und Minifieriaffecreläv Johaun Freiherrn 
Vesque von Püttlingen im gemeinsamen Miniſterium dea Aeuſſern den. 
Titel und Chorokter eines Sectiousralhes, dem dortigen Hof- und Minifteriate 
concipiften Philipp Netter den Titel und Charakter eines Hof, und Minjſterial⸗ 
ſecretürg, endlich dem Goncepleabjuncten Albert Fuchs den Titel und Charokler 
eines Hof und Miniſterlalconcipißen — fämmliichen tarlei — verliehen, 

Se. Majeſſät haben die Handelgleute C. F. Overbeck und Peter D. 
Stange zu unbeſoldeten Conſuln in Nangoo und Akjab ernannt. 

Se. Moleſſär haben dem k. k. Honorgar-Legat.⸗Nathe Rofgel Freiherrn von 
Hübner den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfrei verliehen. 

Se, Maſeſtal haben dem penf. Hofrothe und golziſchen Fiuangprocuralor 
Sofel Scha ben beck ale Miller bee Ordens der eisernen Krone dritter Maffe 
den Mitterſtand, und dem Peoſeſſor der mebic, limt in Prag ſegierungsrath 
Dr. Anlon Jakſch den Orden ber eiſernen Krone britter Klaſſe tapfrei verliehen, 


Erledigungen 
aus dem Anntsblatte der „Wiener Zeitung“. 


Finanzbezirksdirektorgſtelle bei der Finanzlandesbirection in Steiermark mit 
2000 fl. Gehalt und dem Eitel und Charakter eines Yinangrathes, eventuell eine 
Finauzbezirkedirecloreſtelle mit 1800 fl. ober Finanzſecretärsſtele mit 1600 fl. 
oper 1400 fl. bis 20. Jänner 1871, (Amtsblatt Nr. 318.) 

Dberingewieuräflellen im Bereiche bea Stall, ei für Böhmen, eine 
erſte Claſſe mit 1500 fl. und eine zweite Cloſſe mil Gehalt, eventuell 
zer Oberiugentenreſtellen, weiten Claſſe, bis Ende An ie Nr. 319.) 

Bezirksthierarzlesſlelle in Bruck a. d. Leitha Jahresgehaltspauſchale 300 fl. 
und Reiſepauſchale 70 fl., bis 20. Jänner 1871. (Amtsblatt Nr. 320.) 

Lottoamtscontrolorsſlelle erſter Claſſe beim Lottoomte in Brinn 1165 fl. 
Gehalt und 100 fl. Berlonalgulage jährlich, eventuel : 

a) Cottoamt- und Goffecontzotoräpoften eitec ober britter Elaſſe mit 1050 fl. 

und 945 fl. Gehalt und 100 fl. Bulage jährlich. 

b) Caſſſersſtelle in Prag oder Brünn mit 1155 fl. unb 946 fl. 

©) Archtvarpoſten 1050, 945 fl. und 840 fl. und Perſonalzulage von 100 fl. 

d) Oberamisrffictalsfelle mit 1050 fl., 945 fl. . jührlich. 

e) Dfficiolapoflen 8000 fl., 700 fl. und 600 fl. jährlich. 

N Aſſſſtentenſtellen 500 fl. Gehalt jährlich, ois 21. Jänner 1871. (Amtsblatt 
Nr. 322 und 323). 

Prov. Bezitkasecretäreſſelle in Kärnten 600 fl. jährlicher Gehalt, 
12. Jänner 1871. (Amtsblatt Nr 322 und 323). 


Concurs 


zur Beſetzung der Stelle eines dritten Stadt⸗Secretärs bei dem 
Burgermeiſteramte zu Troppau. 


Bewerber um diefe Stelle haben ihre eigeuhandig geſchriebenen, 
mit den Nachweiſen ihres Alters, Standes, Wohlverhaltens, ihrer bis⸗ 
herigen praktiſcheu Verweudung, der, mit gutem Erfolge zurückgelegten, 
juridiſchen Studien und geſetzlichen Befähigung für den politiſchen 
Staatsdienſt belegten, Geſuche bis 31. Jänner 1871 hieramts 
einzubringen. 

Mit dieſem Dienftpoften ift ein Jahresgehalt von 1000 fl. ö. W. 
die Penſionsfähigkeit dermal nach dem jeweilig gelteuden Staats-Ben- 
ſionsnormale verbunden. 

Bürgermeiſteramt Troppau, am 10. December 1870. 
Der Bilrgermeifter: K. Heinz. 
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